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Nr. 142. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

ondon, 24. März. Im Oberhauſe drang geſtern Abend 
Stratheden auf Anerkennung der Südſtaaten. Ruſſell erklärte, daß 
die Regierung nach wie vor einen ſolchen Schritt der Feindſeligkeiten 
gegen die Union vermeide, auch nicht Vermittelungsverſuche machen 
wolle, die nur die Ausſicht auf Frieden weiter zurückdrängen würden. 
Wenn, woran erinnert worden, England in den Niederlanden, in 
Portugal und Griechenland intervenirt habe, ſo ſei das für hohe frei⸗ 
heitliche Zwecke geſchehen. 

In der Nachtſitzung des Unterhauſes ſprach Henneſſy dafür, 
daß England gemeinſchaftlich mit den übrigen Mächten zu Gunſten 
Polens interveniren ſolle und verlangte Auskunft über die Verhand⸗ 
lungen, die zu ſolchem Zweck zwiſchen England und Frankreich ge⸗ 
pflogen worden. Er verſichert, daß die Gefangennehmung des Gene⸗ 
rals Langiewicz den Aufſtand wenig berühre. Lord Palmerſton wie⸗ 
derholt ſeine neulich aufgeſtellte Unterſcheidung, daß England zwar ein 
Recht, aber nicht eine Pflicht zur Einmiſchung habe; die engliſche Ne: 
gierung habe der ruſſiſchen eindringliche Vorſtellungen gemacht und 
werde das auch ferner thun. Die verlangte Auskunft über die Ver⸗ 
handlungen mit Frankreich ſei unſtatthaft. (Zum Theil ſchon gemeldet.) 

Auf eine Aufrage von Fitzgerald erklärt Palmerſton, daß die Re⸗ 
gierung von Waſhington der engliſchen den Vorſchlag gemacht habe, 
über die Feſtſtellung von Fällen der Neutralitäte⸗Verletzung eine Con⸗ 
vention abzuſchließen. Er hofft, daß eine Verſtändigung erreichbar ſein 
werde, ſo groß auch die Schwierigkeiten im Einzelnen ſeien. 

Petersburg, 24. März. Das „Journal de St. Petersbourg“ 
meldet, der öſterreichiſche Graf Thun habe Sonnabend fein Abberufungs⸗ 
Schreiben überreicht. 

Turin, 24. März. In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer theilt Minghetti mit, daß Farini Geſundheitsrückſichten halber 
aus dem Miniſterium geſchieden, und daß er ſelbſt zum Miniſterprä⸗ 
ſidenten ernannt fei. Ferner habe Pafolini aus perſönlichen, der Po: 
litik fremden Motiven ſeine Entlaſſung genommen, und ſei der bis⸗ 
berige General⸗Secretär Visconti Venoſta zum Miniſter der auswärti⸗ 
gen Angelegenheiten ernannt. 

FF 


Preuſen. 


Candtags⸗ Verhandlungen. 
27. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (24. März.) 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. An dem Mini⸗ 
ſtertiſch die Miniſter v. Bodelſchwingh, v. Mühler und der Geh. Reg.⸗R. Stiehl. 
Es iſt folgendes Telegramm aus Lübeck eingegangen: Zur fünfzigjährigen 
ier der Gründung der hanſeatiſchen Legion verſam nelte 900 Bürger der 
— und Hanſeſtadt Lübeck bezeugen dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
Anerkennung und Uebereinſtimmung mit ſeiner mannhaften Haltung in 
Wahrung des Rechts. Sartori. — Mehrere Urlaubsgeſuche werden ge: 
nehmigt. Das Haus tritt in die Tagesordnung ein. Der erſte Gegenſtand 
derſelben iſt die Prüfung der Wahl des Abg. Baron v. Seydlitz. Dieſelbe 
wird genehmigt, nachdem der Referent der Abtheilung, Abg. Tweſten den 
Rechtsirrthum des königl. Commiſſars, welcher für den Reſt der 6. Legisla⸗ 
turperiode hat wählen laſſen, und einige andere bei der Wahl vorgekommene 
Incorrectheiten gerügt hat. : 5 l 
Der Finanzminiſter v. Bodelſch wingh überreicht einen Geſetzentwurf, 
wonach in der Stadt Zaborowo im 1 Poſen mit dem 1. Juli 
d. J. die Klaſſenſteuer an Stelle der Wahl: und Schlachtſteuer eingeführt 
werden ſoll. Die Stadtverordneten der Stadt hatten, wie der Miniſter hin: 
zufügt, ſeit Jahren den dringenden Wunſch ausgeſprochen, daß das, was 
jetzt vorgeſchlagen werde, . — — möge. Bisher habe die Regierung An⸗ 
ſtand genommen auf den Wunſch einzugehen, weil der Magiſtrat der Stadt 
entſchieden widerſprochen habe; gegenwärtig aber ſei der Magiſtrat dem An⸗ 
trage der Stadtverordneten beigetreten. — Die Vorlage wird der Finanz: 
commiſſion überwieſen, und man geht zur Fortſetzung der geſtrigen allge⸗ 
meinen Debatte über die allgemeinen Unterrichts⸗Petitionen. — Vor der 
Discuſſion ſpricht der Präſident den Wunſch aus, daß der Gegenſtand noch 
beute erledigt werde, weil ſonſt die vor Eintritt der Ferien noch nothwendige 
ar für die Sitzungen der Militärcommiſſion ſchwer zu finden ſei. Auf der 
Rednerliſte ſteht zunächſt 3 
we t 75 den Vorſchlag der Commiſſion). (Der Redner iſt 
ſchwer verſtändlich.) Wenn man jetzt endlich das längſt verheißene Unter: 
richtsgeſetz ins Leben rufen wolle, ſo ſei das kein Sturmlaufen, wie der Abg. 
v. Mallinckrodt geſagt habe. — Wenn man früher geſagt habe, Preußens 
Größe beruhe auf Bayonneten, fo ſage er, zur Erhaltung derſelben fei ein 
Vollksheer nöthig und eine freie und intelligente Bevölkerung. Das ſcheine 
die Regierung nicht zu glauben, ſonſt würde ſie nicht ſo unendlich große 
Summen für das Militär, ſo wenig für den Unterricht verwenden. Es ſei 
wahr, daß die Zukunft dem gehöre, der die Schule habe. aan babe 
eine Partei die bisherige einſeitige Richtung ausgebeutet. Dieſe freue ſich, 
daß das verſprochene Geſetz nicht ausgeführt werde. Dem müſſe entgegen 
getreten werden. Freilich ſei dies bei dem jetzigen Zustande ſchwer, jetzt, wo 
die geſammte Geſetzgebung lahmgelegt, ein völliger Stillſtand eingetreten 
ſei. Das Volk frage, weshalb die Abgeordneten ihre Zeit ohne Erfolg ver⸗ 
brächten. Indeſſen dieſer Zuſtand könne nicht ewig dauern, es müſſe ſich 
bald zeigen, daß er für Preußen durchaus unhaltbar ſei. Die Pflicht der 
Abgeordneten ſei, alle Güter der Nation zu reclamiren. Wie ſolle das aber 
eſchehen? Die Mittel des engliſchen Parlaments habe man nicht. Die 
ommiſſion habe das Material mühſam zuſammengeſucht, ſie habe die bunte 
und lückenhafte alte Geſetzgebung, das nicht zur Ausführung gekommene 
Unterrichtsgeſetz, die eigene Erfahrung, ihren mannichfachen Verkehr mit 
Lehrern und die Petitionen derſelben benutzt. Unter letzteren ſei beſonders 
1 die ſogenannte Monſtrepetition, die das Ergebniß zahlreicher Ver⸗ 
ſammlungen und Berathungen ſei. Der Bericht von 1862 habe dem Haufe 
Die pe exathung vorgelegen, deshalb werde er in dieſem Jahre wiederholt. 
fie le e kein babe mit ihren Vorſchlägen nur Vabeſern iefern wollen, 
Ben ie as e e 
ia ; e vorwerfe, jo e „ { 
religiöſen Gebiete Vorſicht nöthig ſei. Das Reſultat der gegenwärtigen Des 
batte werde ſein, daß die Regierung erkenne, was das Land wolle. Dies 
ſei ſehr wichtig auf dem Gebiete der allgemeinen Bildung, die nicht nur die 
Hauptbedingung für das ppyſiſche und geiſtige Wohl der Nation, ſondern 
zugleich die ſicherſte Stütze der Vefaſſun 9 ſel. „ 
Regierungs⸗Commiſſar Geb. Rath Stiel. Wenn das Haus die von 
der Commiſſion vorgeſchlagenen Reſoluſionen annehmen und als maßgebend 
betrachten wolle, ſo könne er wohl verſprechen, daß die Staatsregierung die 
Beſchlüſſe mit großem Fleiße prüfen und in Erwägung ziehen werde, aber 
dieſelben als bindend zu betrachten, dazu könne fe ſich nicht verpflichten. 
Er ergreife das Wort, weil verſchiedene in der Diskuſſion gefallene Aeuße⸗ 
rungen geeignet ſeien, Verwirrung hervorzurufen. Zunächſt ſei die Frage 
950 der Peſoldungen der Lehrer in den Vordergrund getreten ; der Herr 
Miniſter habe die Dringlichkeit der Abhilfe anerkannt, aber er müſſe dabei 
doch auch auf dasjenige hinweiſen, was in dieſer Beziehung bereits geſche⸗ 
den ſei. Bis Ende 1861 feien in den verſchiedenen Provinzen die Glemen: 
Stlebrer-Befolvungen um 687,565 Thlr. erhöht und bis 1862 noch um 
‚843 Thlr., fo daß die Erhöhung bis zum Jahre 1862, vorbehaltlich der 
noch fehlenden Regierungsbezirke 713,408 Thlr. betrage. Die Regierung 
glaube ſich zu dieſem Reſultate Glück wünſchen zu können, denn es handle 
& — nicht um temporäre Unterſtützungen, ſondern um bleibende Gehalts⸗ 
Erhöhungen, Den Klagen über die schlechte Lage der Lehrer gegenüber müſſe 
er geltend machen, daß auch ſehr viele ut dotirte Lehrerſtellen im Lande 
eri chen, ſehr g N 
irten, und daß die Lage vieler Lehrer eine ſehr günftige ſei. Was das 


Verhältniß der Penſionirung betreffe, ſo habe der Herr Miniſter dies geſtern 
bereits als ein ſehr übles bezeichnet. Die Staatsregierung könne natürlich 
nur den Augenblick herbeiſehnen, wo der Verfaſſungsurkunde entſprechend 
die Verwaltung der Volksſchulen von den bürgerlichen Gemeinden übernom⸗ 
men werde. Die Regierung ſei der feſten Ueberzeugung, daß, wenn dies 
geſchehen, ein großer Theil der Koſten, die gegenwärtig für unerſchwinglich 
gehalten würden, viel leichter herb eigeſchafft werden könne. 

Da geſtern in der Diseuſſion eine Comparation der verſchiedenen Schul⸗ 
verwaltungen verſucht ſei, ſo wolle er einige Parallelen ziehen aus der Ver⸗ 
waltung des Miniſters v. Altenſtein. Der Redner giebt verſchiedene ſtatiſti⸗ 
ſche Mittheilungen und folgert daraus, daß die Sorge der Regierung nicht 
nur auf Vermehrung der Seminarien, ſondern auch auf eine zweckmäßige 
Organiſation der Lehrerbildung gerichtet ſei. Der Abg. Dieſterweg habe vor 
einiger Zeit geſagt, wenn man in eine Stadt komme und ſehe ein ſchönes 
Haus und frage, was das ſei, ſo erhalte man die Antwort: es ſei eine Ka⸗ 
ſerne; wenn man aber nach dem Seminar frage, jo werde man in eine enge 
Gaſſe vor ein unanſehnliches Haus gewieſen. Er (Redner) müſſe dieſe That⸗ 
ſache allerdings beſtätigen, allein die Reg, habe es ſich auch in dieſer Be⸗ 
ziehung zur Aufgabe gemacht, zweckmäßigere Seminarien herzuſtellen, und 
9 5 805 auch hier bedeutende Fortſchritte gemacht zu haben. (Der Regierungs⸗ 

ommiſſar überreicht den Abgeordneten zwei Teranon eines neuen Se⸗ 
minars.) Was den Vorwurf betreffe, daß die Confeſſionsſchulen gegenwärtig 
mehr gefördert würden, als unter der Altenſteinſchen Verwaltung, ſo ver⸗ 
weiſe er auf die Stellung, welche die Regierung dem Religions⸗Unterrichte 
der aus den beiden großen Landeskirchen ausgeſchiedenen Perſonen gegen⸗ 
über einnehme, und daraus ergebe ſich, daß der Begriff des elterlichen Rechts 
reſpektirt werde. — Es ſei über Beſchränkung der Lehrerbildung durch die 
Regulative geklagt worden im Gegenſatz zu der Altenſteinſchen Verwaltung. 
Zur Widerlegung verlieſt der Regierungs⸗Commiſſar eine Verfügung vom 
22. März 1822, in welcher in Bezug auf die Bildung der Volksſchullehrer 
dale hingewieſen wird, daß der Unterricht in den richtigen Grenzen ge⸗ 
balteft werden müſſe, damit nicht verbildete Halbwiſſer geſchaffen würden. 
Der Unterricht in Preußen ſei vor Sprüngen bewahrt worden, und es ſei 
ohne Sprünge dennoch ein bedeutender Fortſchritt gemacht worden. Geſtern 
ſei darauf hingewieſen, daß in unſerm Unterrichtsweſen das „Urmenſchliche“ 
feine volle Berechtigung erhalten müſſe; er könne darauf nicht ausführlich 
eingehen, aber inſofern dabei auf die frühere Verwaltung hingewieſen wor⸗ 
den ſei, nenne er nur drei Namen: Schleiermacher, Hegel und Neander. 
Dieſen Männern war die geiſtige Pflege der Nation indirekt überlaſſen; ſie 
hatten keine Ahnung davon, daß nach ſo kurzer Zeit, mit Hintanſetzung aller 
hiſtoriſchen Beſonderheit, die Aufgabe des preußiſchen Volksſchulweſens in 
Losſchälung alles bisher Errungenen beſtehen und an deſſen Stelle das „Ur⸗ 
menſchliche“ geſetzt werden ſolle. 

Es ſei den Regulativen der Vorwurf gemacht, daß fie die geiſtige Bildung 
der Lehrer herunterdrückten und daß ſie auf einzelnen Gebieten des Wiſſens 
die Grenzen zu enggezogen hätten. Dieſe Fragen ſeien bereits von einem frü⸗ 
heren Haufe entſchieden und zwar in der Weile, daß eine weitere Entwick⸗ 
lung der Regulative der Regierung anheimgegeben wurde. Der Abg. 
Dieſterweg habe geſagt, die Regulative ſeien gerichtet und vernichtet. Das 
letztere ſei nicht der all, dean ſie beſtänden noch in voller Kraft und Wirk⸗ 
ſamkeit und Gott ſei Dank in fruchtbarer Wirkſamkeit. Der frühere Miniſter 
b. Bethmann habe ſich 4. B. ſehr günſtig über den Unterricht in der deut⸗ 
ſchen Sprache nach den Regulativen ausgeſprochen. Eines der größten Re⸗ 
ſultate, welches die Ausführung der Regulative erzielt habe, ſei die Herſtel⸗ 
lung der Volksſchulleſebücher. (Der Reg.⸗Commiſſar hic daſſelbe dem 
Hauſe. Es iſt im Jahre 1847 bei Heſſenland erſchienen.) Daſſelbe enthalte 
8 Blätter. Das erſte Blatt enthalte die Buchſtaben; das zweite fange an 
mit a b; dann komme das Vater Unſer, der Glaube ꝛc., dann einige Verſe 
aus dem Evangelium St. Johannis, dann die Ziffern und zuletzt ein Bild, 
ein Lehrer, umgeben von ſeinen Schülern, mit der Ueberſchrift: „ohne dieſen 
Grund kann auf Erden kein Menſch gelahrt noch witzig werden.“ Dieſe 
Leſebücher glaube er als einen Fortſchritt auf dem Gebiete der Volisbildung 
bezeichnen zu können. — Wenn ein Untetrichtsgeſetz in Preußen erlaſſen 
werden ſolle, jo müſſe es dem vorhandenen Bedürfniß entſprechen, in allen 
Punkten ausführbar fein und einen dem Bildungsbedürfniß der Nation 
entſprechenden Fortſchritt repräſentiten. Werde ein Unterrrichtsgeſetz gear⸗ 
beitet, als ein Zukunftsgeſetz, fo gehe die Gegenwart verloren; werde ein 
Unterrichtsgeſetz gearbeitet, welches der Gegenwart entſpreche und dem Fort⸗ 
ſchritte des Bildungsganges, ſo ſei dadurch das Unterrichtsweſen gefördert. 
Wie weit die von der Comm. vorgeſchlagenen Reſolutionen dieſen Anforde⸗ 
rungen entſprechen, das zu beurtheilen, überlaſſe er dem Hauſe. 

Abgeordneter Ziegler gegen den Commiſſions⸗Antrag: (Die Bänke 
des Hauſes leeren ſich mehr als zur Hälfte; von der Rede ſind bei der 
fortdauernden Unruhe des Hauſes nur einzelne Bruchſtücke auf der Tribüne 
verſtändlich.) ... Die ſchließliche Conſequenz der vorliegenden Petitionen ſei 
der Unglaube; die katholiſchen Mitgliever erſtrebten nicht die abſolute Herr: 
ſchaft der Kirche über die Schule, ſondern nur confeſſionelle Schulen und 
getreue Ausführung der Vefaſſungsbeſtimmungen 

Abg. Richter für den CommiſſionsAntrag: Der Abgeordnete für Pa⸗ 
derborn und ſeine Freunde hätten das Bedürfniß des gewünſchten Geſetzes 
beſtritten, weil aus keiner katholiſchen Schule der Wunſch danach ſich kund 
gegeben. An den Petitionen hätten fi aber auch katholiſche Lehrer be⸗ 
theiligt, im Ganzen über 600 von 4000 Petenten, die über ein Achtel ſämmtlicher 
Volksſchullehrer des Landes bildeten. — Redner weiſt dies aus den Zahlen 
der Unterſchriften der verſchiedenen Petitionen im Einzelnen nach. — Danach 
ſei jener Entwurf als nicht begründet anzuſehen. — Die Bedürfnißfrage fei 
auch von dem Miniſter anerkannt in Betreff des Gehalts, der Penſionen 
und der Wittwenkaſſen. — Hinzuweiſen ſei namentlich darauf, daß die pe⸗ 
titionirenden Lehrer trotz ihrer jo beſchränkten äußeren Lage zun acht bäten 
nicht um Gehaltsverbeſſerung, ſondern um Bildung. (Hört!) Noch ſeien un⸗ 
ſere Volkslehrer die alten, die Männer, denen die Bildung ihrer Kinder über 
alles gehe, ſelbſt über die Noth des täglichen Lebens! (Hört! Beifall!) — 
Es jet richtig, daß der Miniſter v. Raumer feine ganze Energie aufgeboten 
habe für die materielle Hebung des Standes — um ihn ſeine andern Wün⸗ 
ſche und berechtigten Anſprüche vergeſſen zu machen. Für ein Linſengericht 
ſollte der Lehrerſtand feine Anſprüche verkaufen! (Hört! Beifall) Der Mi 
niſterialcommiſſarius habe bei ſeinen Zahlen vergeſſen mitzutheilen, was die 
Regierung für neue Seminarien gethan hahe. 5 

Er verſtehe nicht, wie das Unterrichtsminiſterium ſich dem Erlaß eines 
neuen Geſetzes widerſetzen könne, da es doch anerkenne, daß die beſtehenden 
Geſetze veraltet ſeien. — Wie könne man zum Beweiſe für das Streben der 
Regierung nach Verbeſſerung der Penſtonen den einen Fall anführen, daß 
eine Gemeinde ihrem bewährten emeritirten Lehrer ſein bisheriges Gehalt 
weiter belaſſen habe! — (Hört! hört) Das Bedürfniß der Lehrer ſei ein 
anderes, fie bedürften der Bildung, fie bedürften der Freiheit! und dieſe 
Bedürfniſſe ſeien geſteigert ſeit dem Erlaß der Regulative. — Die Regula⸗ 
tive hätten in Bekreff des Religionsunterrichts den 5 eingeführt, 
ſie hätten in dieſer Beziehung die Seminarien geſchieden in lutheriſche und 
reformirte. — Er freue ſich, daß der Regierungs⸗Commiſſar Schleiermacher 
angeführt habe. Schleiermacher ſei gerade derjenige, deſſen ganze Religions⸗ 
lehre auf dem Satze beruhte, daß jene Öegenjäge überwunden ſeien; Schleier⸗ 
macher hätte ſich entſetzt über die Art, wie die bibliſche Geſchichte nach den 
Regulativen gelehrt werden ſolle; Schleiermacher habe die Dialektik auf ſo 
meiſterhafte Art geübt, wie Keiner, und die Regierung habe dieſe Kunſt aus 
dem Unterrichte binausgeworfen. Er begreife nicht, wie man gerade dieſen 
Mann habe anführen können, um die Negulative zu befürworten! Er 
wünſche wohl, daß Schleiermacher die 9 kritiſiren könnte! Erinnern 
wolle er nur daran, daß ſämmtliche Schüler Schleiermachers, die ſeinen Geiſt 
in ſich aufgenommen, die Regulative verdammt hätten als einen Abfall von 
feinen Lehren. (Beifall.) — Der Minifter und fein Commiſſar hätten ſich 
für das Fortſchreiten des Unterrichtsweſens auf die Geſchichte berufen und 
eine Reihe von 2 des Miniſters v. Altenſtein angeführt. Er be⸗ 
merke a nur, daß alle dieſe Verfügungen aus dem Jahre 1822 datirten, 
aus demſelben Jahre, in welchem durch die Cabinets⸗Ordre vom 12. April 
verordnet worden, daß bei dem Mangel näherer Daten über etwaige An⸗ 
tellung ſuchende Individuen, fünf Jahre lang die Aeußerungen des Minis 
e Stok A Be Polizei über das betreffende Individuum einzu⸗ 

. rt! hört!) R a 

Wenn man dies Jahr 1822 als Normaljahr anführe, dann freilich ſeien 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal. an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 25. März 1863. 


wir fortgeſchritten! (Lebhafter Beifall) Daß aber die Bildung durch die 
Regulative wirklich beſchränkter geworden iſt, das verſicherten über 3000 Leh⸗ 
rer, die man doch wohl als Sachverſtändige würde anſehen dürfen. Das 
ergebe ſich aber auch aus dem Inhalt der Regulative, wie an wenigen Bei⸗ 
ſpielen nachzuweiſen. Die Regulative ordneten an, daß keine Weltgeſchichte 
mehr ſolle gelehrt werden; ſei das nicht ein Rückſchritt? Er wiſſe wohl, was 
man gegen dieſen Unterricht einzuwenden pflege, aber ein Volksſchullehrer, 
der den Verlauf der Entwickelung des 1 nicht kenne, werde 
ſchwerlich im Volke für einen gebildeten Lehrer gehalten werden. Der Un⸗ 
terricht ferner in der Mathematik, den Naturwiſſenſchaften u. ſ. w. ſei gegen 
früher eng beſchränkt worden. Wenn heut ein im Seminar nach den Regu⸗ 
lativen gebildeter Lehrer einen Spaziergang über Land mit ſeinen Schülern 
mache, und dieſelben fragten ihn, was denn da auf jenen Meilenſteinen ſtehe, 
was die Zahlen und das Komma zu bedeuten habe, ſo könne der nach den 
Regulativen gebildete Lehrer dieſe Fragen nicht beantworten, — denn die 
Decimalrechnung ſei darin verboten! (Beifall, Heiterkeit.) Der Regierungs⸗ 
Commiſſar habe von mangelhaften Leſebüchern geſprochen. Aus ſeiner lan⸗ 
en Schulpraxis könne er (Redner) aber mittheilen, daß es auch ohne die 


egulative an brauchbaren Leſebüchern nicht gefehlt habe, und die früheren 


den jetzt geſchaffenen vorzuziehen ſeien. — Die Vorſchriften der Regulative 
über den Unterricht in der bibliſchen Geſchichte hätten dazu geführt, den 
Mechanismus im Religionsunterricht allgemein zu machen. 
derung“ finde nicht mehr ſtatt, ſondern die Kinder lernten die bibliſchen Ge⸗ 


ſchichten, um fie vor dem Schulinſpektor wörtlich berzufagen. Und darum 
hätten die Regulative in 0 felge denen es Ernſt ſei um bie religidfe 
Bildung unſeres Volkes, ein ſolches Entſetzen hervorgerufen. — Während 


der Regier.⸗Commiſſar im Jahre 1857 bei Veröffentlichung der officiellen 
Aktenſtücke über die Einführung der Regulative die Meinung vertrat, daß 
alle Angriffe gegen dieſelben nur aus böſem Willeu und Unkenntniß her⸗ 
vorgegangen, ſeien die Zeit und die Fortentwickelung der Regulative jetzt 
andere geworden. 

In dem mehrerwähnten Reſeript des Miniſters über die Leiſtungen der 
Regulative ſeien auch Fälle beſonders erwähnt, in denen Kinder in ſehr 
jugendlichem Alter ſtaunenswerthe Fortſchritte im Leſen gemacht hätten. 
Suche man aber in den Regulativen das Zaubermittel, wodurch dieſe Reſul⸗ 
tate erreicht worden, ſo finde man darin nur den Satz, daß eine beſtimmte 
Methode des Leſenlehrens mit Rückſicht auf die noch nicht zum Abſchluß ge⸗ 
kommenen Verſuche, nicht an der Zeit ſcheine. (Heiterkeit) Jene Reſultate 


ſeien eben durch den Unterricht nach alter Methode erreicht. — Es ſei gewiß 


das Streben von oben geweſen, Alles beſſer zu machen, es ſei aber Mißbrauch 
damit getrieben, die Schulbildung zu etwas Fabrikmäßigem herabgeſetzt wor⸗ 
den. Und zu dieſem Mißbrauch in beſter Abſicht habe die Diktion der Re⸗ 
gulative ſelbſt Anlaß gegeben. — Als Herr v. Bethmann⸗Hollweg das Mi⸗ 
niſterium übernommen, habe er allen Eifer zur Durchführung der Regula⸗ 
tive aufgeboten; er habe dann ſagen müſſen, dieſelben ſeien nicht verſtanden 
worden, und eine ganze Reihe von Mißbräuchen abgeſtellt. — Noch eine 
Thatſache wolle er anführen, wie noch jetzt die Regulative beſtens empfohlen 
würden. In der Circular⸗Verfügung wegen der Feier am 17. März d. J. 
in den Schulen heiße es, die Kenntniß der hiſtoriſchen Thatſachen konne 
vorausgeſetzt werden. Nun gebe es aber in den Normalſchulen der Regula⸗ 
tive keine Stunde für den Unterricht in der Geſchichte, derſelbe ſolle vielmehr 
nebenbei in den deutſchen und in den Leſeſtunden erledigt werden. In der 
Circularverfügung heiße es weiter, bei der Schulfeier ſei der Grundſatz der 


Regulative dahin zur Anwendung zu bringen, daß „wo es aus dem Vater⸗ 


lande in das Leben tretenden Thatſachen“ gelte (Heiterkeit), den Schülern 
zum Bewußtſein zu bringen, daß fie ſich ſchon früh als Glieder einer großen 
Gemeinſchaft fühlten. Andere ſprächen von Thaten, von Patriotismus u, ſ. w. 
Die Regulative kennen das nicht: „Thatſachen“, die „in das Leben treten“ 
und zwar „aus dem Vaterlande“, die ſollten gefeiert werden! (Heiterkeit.) 
Soviel, um den Tadel der öffentlichen Meinung gegen die Regulative und 
um die Bedürfnißfrage des Erlaſſes eines Unterrichtsgeſetzes zu motiviren. 
— Was die Reſolutionen der Commiſſion betreffe, ſo ſtimme er zunächſt der 
Reſolution ad a bei und bemerke in Betreff der darin ausgeſprochenen „Ber: 
pflichtung“ noch: bereits in der Thronrede vom 26, Februar 1849 fei die 
Vorlegung eines Unterrichtsgeſetzes zugeſagt und ſeine Verathung der beſon⸗ 
deren, ſorgfältigen Berathung beider Kammern empfohlen; die Vorlegung jei 
nicht erfolgt, der damalige Cultusminiſter habe ſich deshalb ausdrücklich ent⸗ 
ſchuldigt, die Vorlegung als feine Pflicht anerkannt und die Verſicherung er⸗ 
theilt, daß das Erſcheinen des Geſetzes von dem Cultus⸗Miniſterium werde 
möͤglichſt beſchleunigt und der Entwurf vorher der allgemeinen Kritik vorge⸗ 
legt werden. Dieſer Verſicherung hätten die Lebrer Glauben geſchenkt und 
ſie ſeien um Vorlegung des Entwurfs eingekommen. Man hape ſie aber 
abſchläglich beſchieden, weil dies Verfahren nicht zuläſſig erſcheine. Dies 
möge correct ſein, aber es wäre wohl in der Ordnung geweſen, den Ent⸗ 
wurf den Lehrern zur Kritik vorzulegen und die Bedenken bei Seite zu laſ⸗ 
ſen, als wollten ſie ſich eine Art 
denn genöthigt geweſen, ihre Wunſche in anderer Weiſe zur Kenntniß des 
Hauſes zu bringen. — Der Minifter werde feine Verpflichtung zur Vorle⸗ 
gung des Geſetzes ſelbſt anerkennen, wenn er nicht etwa die Raumer'ſche 
Anſicht theile, daß die Finanzfrage zu ordnen, ſonſt aber Alles beim Alten 
zu belaſſen ſei. Dazu verpflichte ihn nicht nur das königliche Wort, ſondern 
auch die Stellung, die er ſelbſt zu dieſer Frage bisher eingenommen; denn 
bei Ueberweiſung von Petitionen erkläre er ja regelmäßig, es müſſe Alles 
beim Alten bleiben, bis zum Erlaß eines Unterrichtsgeſetzes. Es müſſe ihm 
alſo ſelbſt an Erlaß des Geſetzes gelegen ſein. 
Was ſeine Stellung zu den ſonſtigen Commiſſions⸗Anträgen betreffe, ſo 
ſtehe er hier auf dem Standpunkte des Abg. Fubel. Die Commiſſions⸗An⸗ 
träge glichen einer großen Petition an das Miniſterium. Es ſcheine ihm, 
als ob es dem Haufe nicht zieme, eine ſolche Petition zu erlaſſen. Für die 
Geſetzgebung ſei wenig gewonnen mit dem Extract, den die Commiſſion aus 
den ihr vorliegenden etitionen n Wohl aber enthielten dieſe 
Petitionen von 4000 Lehrern ſelbſt ein ſchätzbares Material. Er bedaure 
auch, daß die Commiſſion unterlaſſen habe, ihre Reſolutionen auf die Ver⸗ 
Abe zu gründen, worin die orderungen weit präcifer und beſtimmter 
ausgeſprochen ſeien. Das Haus habe nur die Wahl, entweder dem Amende⸗ 
ment Fubel beizutreten oder den urſprünglichen Antrag des Referenten zur 
Grundlage zu nehmen, wo nur 9 Grundſätze aufgeftellt ſeien. — Er ſei der 
Meinung, daß das Beſte fein würde, die Petitionen, wie fie eingekommen, 
der Regierung zu überweiſen. Die zweitägige Debatte habe dem Lande ge⸗ 
zeigt, daß die Sache dem Hauſe am Herzen liege. — Zum Schluß verweiſe 
er noch auf den Ausſpruch Stein's, der zur Wiedergeburt der Nation im 
Jahre 1809 die Erweckung des ſtaatsbürgerlichen und des kriegeriſchen Geiſtes 
für nothwendig erklärt habe. Und den Unterricht habe er im Peſtalozziſchen 
Geiſte ertheilt wiſſen wollen. Aber dieſem Geiſte hätten die Regulative ja 
en den Krieg erklärt. Und was jener Mann wollte, das wolle auch die 
Majorität dieſes Hauſes. (Lebhafter Beifall.) 


Regier.⸗Commiſſar Dr, Stiehl: Es fei erſtens nicht zutreffend, was 


der Vorredner über die Präparanden geſagt habe, eben ſo ſei es nicht rich⸗ 
tig, daß die Regulative den Unterricht in den Dezimalbrüchen verbieten, 
thatſächlich ſei ferner unrichtig, daß die Regulative eine Trennung in luthe⸗ 
riſche und reformirte Seminarien geſchaffen habe, falſch ſei endlich die Ver⸗ 
muthung, daß die von ihm angeführte Summe für die Verbeſſerung der 
88 die Summen für neue Lehrerſtellen einſchließen. 

er Schluß der Generaldiscuſſion wird bierauf angenommen. 


Refer. Ar. Kraufe: Wäre ein Unterrichtsgeſetz vorhanden, dann hätte 
ei 


der Miniſter keine Regulative zu erlaſſen brauchen, darin ſei das Haus bei 
dem Streit über die Verfafungsmä igkeit der Regulative einig. Wichtig 
ſei zu beachten, welchen Werth der Miniſter, der ſich in Bezug auf die Re⸗ 
ulative auf einen Beſchluß des Hauſes berufe, auf die Beſchlüſſe des Hau⸗ 
es lege. Das müſſe das Haus veranlaſſen, poſitive Beſchlüſſe zu faſſen. 
Merkwürdig ſei der Temperamentsunterſchied, der ſich bei dem Unterrichts: 
Geſetz zeige. Während das Land viele Jahre geduldig auf das Geſetz ge⸗ 
wartet habe, nenne man den erſten Verſu d, daſſelbe zu erringen, ein Sturm⸗ 
laufen auf daſſelbe. Wolle man warten, bis die Verſchiedenheit der Mei⸗ 
nungen, die nach der Anſicht des Miniſters über ein Unterrichtsgeſetz 
herrſche, aufgehört haben, jo werde man nie zu einem ſolchen 
men. Solche Erwägungen dürften das Haus eben jo wenig abſchrecken, 
wie die Drohung des Abg. v. Mallinckrodt, der geſagt habe, das Geſetz werde 
nicht viel helfen. — Was der Miniſter und ſein Commiſſar über die Regu⸗ 
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lative geſagt haben, beweiſe für bie Vortrefflichkeit derſelben gar nichts. 
Die Fortſchritte des Unterrichts in Preußen datirten weſentlich von der Zeit 
vor den Regulativen. — Gegen den Vorwurf, daß die jetzige Regierung die 
confeſſionellen Schulen beſonders begünſtige, habe der Reg.⸗Commiſſar eine 
Kabinetsordre von 1817 angeführt, welche confeſſionelle Schulen befehle. 
Nicht gegen die confeſſionellen Schulen als ſolche richten ſich die Angriffe, 
ſondern gegen den excluſiv kirchlichen Geiſt, der in den Schulen herrſche. 
Wenn die Gewiſſensfreiheit in Preußen Fortſchritte in neuerer Zeit gemacht 
babe, fo fei dies geſchehen nicht durch das Miniſterium, ſondern trotz des 
Miniſteriums. — Gegenüber den vielen Einwendungen müſſe er den Stand⸗ 
punkt der Commiſſton eonſtatiren. 7 h 
eichenſperger habe derſelben zu große Abſtraction, zu viel Begünſtigung 
der Verhältniſſe vorgeworfen, Abg. Löwe habe ſie im Gegentheil zu beſcheiden 
efunden. Reichenſperger habe eine große Antipathie gegen alles Kirchliche 
de der Commiſſion gewittert, Mallinckrodt habe ihr Emancipation der Schule 
von der Kirche, der Wiſſenſchaſt von der Religion, vorgeworfen, Löwe im Ge⸗ 
entheil es falſch gefunden, daß ſie den Satz: Trennung der Schule von der 
Kirche, nicht offen ausgeſprochen. So werden der Commiſſion von den ver⸗ 
ſchiedenen Seiten die ſich widerſprechendſten Dinge vorgeworfen. Aus dem 
trum ertöne von Allen der Ruf nach Freiheit („die Herren lieben die 
Schlagwörter“), die Phantaſie, die ſich die verſchiedenen Mitglieder über die 
Anträge der Commiſſion gemacht haben, laſſe er auf ſich beruhen, fie ſeien 
kee in den Bericht der Commiſſion hineingelegt. SH der Commiſſion fei 
ine abſtracte Vielwiſſerei als wünſchenswerth bingeftellt worden, fie habe ab⸗ 
ſichtlich das vieldeutige Wort: Trennung der Schule von der Kirche, vermie⸗ 
den, ſie habe ebenſowenig die Staatsomnipotenz als die Kirchenomnipotenz 
ewollt, fie folge dem altpreußiſchen Grundſatze: Suum cuique, Der wirk⸗ 
iche Standpunkt der Commiſſion ſei eine wahrhafte nationale un, fein 
Staatsbureaukratismus, ſondern Selbſtverwaltung der Communen, Theilnahme 
aller berechtigten Factoren. Er müſſe die Commiſſion dagegen verwahren 
Fremdes in ihre Anträge hinein zu legen. Der Redner vertheidigt ſchließli 
die Anträge der Commiſſion gegen die Amendements v. Mallinckrodt und 
7 — Das Amendement v. Mallinckrodt wolle durch ein Dotationsgeſetz das 
nterrichtsgeſetz aus der Welt ſchaffen, dieſer Vorſchlag ſei ſehr bedenklich, er 
bäte, nicht auf denſelben einzugehen. Ebenſo habe das Amendement Fubel 
ſeine Bedenken. Es mache zunächſt den Eindruck, als ob es dem Cultus⸗Mi⸗ 
niſterium ein ſchiefes Geſicht mache und die Anträge der Commiſſion verſchärfe. 
Indeſſen ſei dies doch nur ſcheinbar. 

Das Amendement überlaſſe doch ſchließlich dem Miniſter die freie Erwä⸗ 
gung, ſich aus den Petitionen herauszuziehen, was es wolle. Er bäte des⸗ 
halb um Annahme der Commiſſionsanträge. Wenn der Miniſter die Form 
der Reſolution für ungeeignet halte, ſo verweiſe er auf die vielen vom Hauſe 
bereits gefaßten Reſolutionen. Man habe ferner geſagt, die Reſolutionen 
griffen zu ſehr in das Gebiet der Verwaltung ein. Dieſen Vorwurf müſſe 
er zurückweiſen. Es müßten gegenwärtig manche Sätze in das Unterrichts⸗ 

eſetz aufgenommen werden, die man, wenn man größeres Vertrauen zum 

iniſterium habe, der Verwaltung überlaſſen könne. „Nehmen Sie die An⸗ 
träge der Commiſſion an, oder amendiren Sie fie, aber verwerfen Sie das 
Amendement Mallinckrodt und geben Sie dem Ministerium durch Annahme 
des Amendements Fubel kein Vertrauensvotum.“ (Bravo!) 

Es folgen perſönliche Bemerkungen des Abg. Richter und des Reg.⸗ 
Comiſſars. Abg. Dr. Virchow hat verſchiedene Abänderungsanträge zu 
den einzelnen Nejolutionen der Commiſſion, bei denen ſie einzeln mitzuthei⸗ 
len ſein werden, eingebracht, die ausreichend unterſtützt ſind. Der erſte An⸗ 
trag der Commiſſion, welcher alſo lautet: „Das hohe Haus wolle beſchlie⸗ 
ßen: die Petitionen der königl. Staatsregierung mit folgender Erklärung zu 
überweiſen: a) der Erlaß des im Art. 26 der Verfaſſung verheißenen Ge⸗ 
iR welches das ganze Unterrichtsweſen zu regeln beſtimmt ijt, wird mit 
edem Jahre zum dringlicheren Bedürfniß und zur unabweislicheren Ver⸗ 
pflichtung,“ wird augenommen, und hierauf in die Spezialdebatte über die 
einzelnen Reſolutionen eingetreten. 

Gegen die Reſolution Nr. 1 erklärt ſich der 15 Graf Schwerin: Er 
wolle nur ſeine Abſtimmung gegen die Commiſſtonsanträge und für das 
Amendement Fubel motiviren. Er erkenne an, daß wir keine preußiſche Re⸗ 
gierung gehabt haben, die ſich ſo weit von den alten preußiſchen Traditionen 
entfernt hätte, daß ſie nicht Sorge getragen hätte für Verbeſſerung des 
Schulweſens und der Lage der Lehrer. Aber das Verdienſt gebühre nicht 
allein der Regierung, ſondern auch den Gemeinden, auch den Gutsbeſitzern, 
welche in richtiger Erkenntnitz der Sache der Regierung ihr Streben ſehr 
erleichtert hätten. Seiner Ueberzeugung nach ſei der Hauptfehler der Re⸗ 

{ative der, daß fie zu vage abgefaßt ſeien, daß ſowohl der Minifter von 

aumer, wie auch der Miniſter v. Bethmann⸗Hollweg damit auskommen 
konnte. Er glaube, es ſei die Aufgabe jedes Cultusminiſters, ſich klar zu 
machen, wie er zu der Beſtimmung der Verfaſſung über den Erlaß des Un⸗ 
terrichtsgeſetzes ſtehe. Er könne nicht glauben, daß ein von dem Miniſter⸗ 
tiſche hervorgehobener Grund den Minifter von der Verfaſſung entbinden 
könnte, das Geſetz vorzulegen. Das Material ſei gerade für den gegen⸗ 
wärtigen Cultusminiſter gewiß vollſtändig vorhanden; derſelbe habe den 
Vortheil, daß er ſeit einer langen Reihe von Jahren bei der oberſten kirch⸗ 
lichen Behörde gearbeitet habe und außerdem ſei ihm ein vollſtändig aus⸗ 
gearbeitetes Geſetz von ſeinem Amtsvorgänger überkommen. Was die ge⸗ 
enwärtig herrſchende politiſche eg! anlange, jo glaube er, daß die 

egierung dieſelbe niemals löſen werde, jo lange fie nicht eine beſtimmte 
Stellung zu allen von der Verfaſſung verheißenen Geſetzen einnehme. Thue 
ſie dies nicht, ſo werde die Regierung den Confliet nur verſchärfen. Das 
Amendement Fubel lege der Regierung dieſe Verpflichtung dringend ins 
Gewiſſen und deshalb empfehle ich daſſelbe. Grundſätze brauche das Haus 
nicht aufzuſtellen, da dieſe in der Verfaſſung vorhanden ſeien. Das Haus 
moͤge nicht Grundſätze beſchließen, da es keine Macht habe, die Regierung 
zur Annahme derſelbeu zu verpflichten; das Haus konne nur eine Vorlage 
der Regierung entweder annehmen oder verwerfen. 

In einer perjönlichen Bemerkung erklärte Abg. Parriſius (Brandenburg) 
auf eine Anſpielung des Grafen Schwerin, daß er kürzlich gegen die Aeuße⸗ 
rung des Miniſters des Innern Graf Eulenburg, in welcher er das Haus als 
„Verſammlung“ anredete, proteſtirt habe, weil es ganz etwas anderes wäre, 
wenn ein Mann, der das Haus achte, wie Graf Schwerin, ſich dieſes Aus⸗ 
drucks bediene, als wenn dies ein Mann thue, der den bekannten Schmähar⸗ 
tikel des Staatsanzeigers offiziell an die Kreisblätter zur Veröffentlichung 
überſende. (Bravo.) Die Reſolutionen 1 und 2 werden ideen Gesc Sie lau⸗ 
ten: b. für die Ordnung des Volksſchulweſens find in dieſem Geſetze folgende 
Grundsätze als maßgebend zu betrachten: 1. Für die Aufnnhme in das Schul: 
lehrer⸗Seminar mu von den Präparanden ein höheres Maß und eine zeite 
gemäßere Form der Vorbildung verlangt werden, als es nach den Vorſchrif⸗ 
ten der Regulative geſchieht. Die genauere Feſtſtellung des Maßes erfolgt 
durch das Unterrichtsgeſetz. 2. Die Erlangung der geforderten Vorhildung 
iſt der freien Wahl der Aspiranten zu überlaſſen. Zu der Reſolution Nr. 3, 
welche lautet: 3. Für die Ausbildung der Volksſchullehrer auf den Semina⸗ 
rien iſt das Beſchränkende, den gegenwärtigen Anforderungen des Volkslebens 
widerſprechende Syſtem der Regulative zu verlaſſen, und dagegen in einem 
mindeſtens dreijährigen Kurſus durch gründliche und umfaſſende Unterweiſung 
namentlich auch in Geſchichte und Naturwiſſenſchaften, den Zöglingen ein 
abe hohes Maß von Kenntniſſen, fo wie von religibs⸗ſittlicher, wiſſen⸗ 
ſchaftlicher und pädagogiſch⸗praktiſcher Bildung zu 8 Zugleich müſſen 
die Seminare den Zöglingen Gelegenheit bieten, im Lateiniſchen und Frans 
zöſiſchen, wo möglich auch im Engliſchen ihre Kenntniſſe zu erweitern. 

Auf die polniſche Sprache iſt nach der Oertlichkeit Rückſicht zu nehmen; 
ergreift das Wort der Abg. Dr. Virchow: Er fordert zunächſt die Altlibe⸗ 
— 2 (welche bei der vorherigen Abstimmung ſitzen geblieben waren) auf, 
doch wenigſtens durch ein eventuelles Votum, um das es ſich jetzt ja nur 

andle, ihre Anſicht zu äußern. Er rechfertigt hierauf den von der Commif⸗ 
on eingeſchlagenen Weg und weist auf das auch che Parlament hin, wo 
olche Grundſätze in ſehr 1 Fragen, z. B. der indiſchen, mit dem 

niſter vereinbart worden ſeien. f 

1er Regierungs⸗Commiſſar habe der Wirkſamkeit der Regulative eine 
ehr verſchönerte Darſtellung gegeben. U 5 0 
0 al here perſtanden wenn auch die Regierung vielleicht all⸗ 
nab etwas singen babe, M 
ung der Schule von dem Gange, 
den. Der gegenwärtige Gedanke ſei ſchon von den großen Staatsmännern 
des vorigen age 3. B. dem Miniſter v. Zedlitz, ausgeſprochen wor⸗ 
dab, die Aus 15 er n des . 90 mike Ans bereits genügend wider 

e die Ausführungen des Regierungs⸗Commi 5 
legt. — Wenn die an der Spitze ſtehenden Staatsmänner ihr Syjtem darauf 
richteten, nach innen zu drücken, dann 
in leiden, und die engliſchen Commiſſare, 

ntereſſe 
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% ihm bekannt, nicht aber, daß ihre officiellen Aktenſtücke 5 worden 
eien. Er wiſſe auch nicht, ob ſie Seminare geſehen hätten. Ihrem Urtheil 
tan das Urtheil wirklicher Sachkenner gegenüber. i 
bg. Graf Schwerin: Er werde ſich durch den Modus der Abſtimmung 
nicht zwingen laſſen, ein Urtheil über die Sätze abzugeben, wenn er den Zeit⸗ 
unkt I ſolchem Urtheil nicht für angemeſſen hielte. — Sein Urtheil über 


iskuſſion von Grundſätzen ſei nicht von heute, er wolle lieber über Ba: 
ragraphen debattiren und würde als Cultusminiſter dem Hauſe dazu Ge⸗ 
legenheit gegeben haben. (Bravo.) 5 
Abg. Dr, Virchow: Das Haus habe ſchon oft über Grundſätze disku⸗ 
tirt, nur nicht über eine ſo große 11 von Grundsätzen. — Der engliſche 
Reg.⸗Commiſſar habe Hasche enntniß miniſterieller Aktenſtücke gezeigt, z. B. 
des Hardenberg'ſchen Projekts, das man früher für ein Reſümé Couſin's 


gehalten. 2 
Reſolution 3 wird hierauf angenommen. (Schluß folgt.) 


[Frankreich gegen Preußen.] Die „Kreuzzeitung“ fagt am 
Schluſſe ibres Leitartikels: „Das nächſte Ziel eines activen Vorgehens 
der franzöſiſchen Politik dürfte kaum ein anderer Staat fein als Preu⸗ 
ßen“ (das meinen wir auch; warum haben wir Frankreich durch den 
Abſchluß der Convention eine ſo bequeme Handhabe gegeben? Das 
ſehlte wirklich noch, daß uns das Miniſterium Bismarck in einen Krieg 
mit Frankreich verwickelte und zwar wegen einer Convention, die ge⸗ 
ſchloſſen wurde, um — — nicht ausgeführt zu werden. Die Redak⸗ 
tion der Breslauer Zeitung.) Die „Kreuzzeitung“ fährt dann fort: 
„Das letzte Glied der heiligen Allianz, welches noch ungedemüthigt 
daſteht und welches auch nur durch eine Niederlage zu einem brauch⸗ 
baren, d. h. willenloſen, Werkzeuge der franzöſiſchen Politik gemacht 
werden kann, — muß es dem franzöſiſchen Cabinet vor Allem 
darauf ankommen, dem orientalifhen und italieniſchen Kriege das 
preußiſche Gegenſtück hinzuzufügen, ein Arrangement, deſſen Reſultat 
ſchließlich auch von dem ruſſiſchen Cabinet nicht unfreundlich aufgenom⸗ 
men werden dürfte. Den Prolog hierzu wird man in Deutſchland iu 
Scene zu ſetzen verſnchen, und am erwünſchteſten würde es natürlich 
in den Tuilerien ſein, wenn es gelänge, Oeſterreich als Mauerbrecher 
gegen Preußen zu verwenden. 

[Anfrage an Herrn v. Bismarck.] Die „B.- u. H.⸗Ztg.“ 
ſchreibt: Dem Vernehmen nach iſt von einem hervorragenden Mit: 
gliede der altliberalen Fraktion des Abgeordnetenhauſes bei dem Hrn. 
Miniſterpräſtdenten vertraulich angefragt worden, ob die Staatsregie⸗ 
rung geneigt und in der Lage ſein würde, eine im Abgeordnetenhauſe 
einzubringende Interpellation darüber, was von Seiten der Ne 
gierung geſchehen ſei, um die Rückſichtsloſigkeiten der fran⸗ 
zöſiſchen Regierung gegen Preußen in der polniſchen Frage 
zurückzuweiſen, zu beantworten. Die Antwort auf dieſe vertrauliche 
Anfrage ſoll nicht entſchieden ablehnend gelautet haben, aber doch ſo 
ausgefallen fein, daß es angemeſſener erſchien, den Verſuch, auf parla— 
mentariſchem Wege eine offenherzige Auskunft über das Geſchehene zu 
erlangen, auf ſich beruhen zu laſſen. 

[Offizielle Berichtigungen.] Der „St.⸗A.“ ſchreibt: „Die 
„Opinion nationale“ und verſchiedene andere franzoſiſche Zeitungen 
ähnlicher politiſcher Richtung, welche ſich die Verbreitung falſcher Nach⸗ 
richten über Polen angelegen ſein laſſen, bringen angeblich aus Poſen 
die Meldung, daß eine ſtarke ruſſiſche Kolonne dieſe Provinz in der 
Ausdehnung von etwa 10 deutſchen Meilen, von Pleſchen bis Wreſchen, 
durchzogen habe und von der letzteren Stadt nach dem Königreich 
Polen zurückmarſchirt ſei. 

Wenn dieſe Nachricht, welche unter anderem in die „Independance 
belge“ übergegangen iſt, auch in Preußen und Deutſchland kaum einer 
Berichtigung bedarf, fo halten wir es doch nicht für unnöthig, ſolchen 
Agitationen der franzöſiſchen Preſſe gegenüber ausdrücklich zu erklären, 
daß jene Nach richt ganz aus der Luft gegriffen iſt.“ 

Ruf lan d. 
Unruhen in Polen. 

Poſen, 24. März. [Niederlage der Ruſſen.] So eben 
geht uns noch von authentiſcher Quelle eine Nachricht von einem blu⸗ 
tigen Zuſammentreffen der ruſſiſchen Truppen, die von Fürſt Wittgen⸗ 
ſtein kommandirt waren, und polniſchen Inſurgenten zu, welches am 
22. Vormittags bei Biniszewo und Kazmierz ſtatt hatte. Von 
den Ruſſen ſind 10 Wagen Verwundete, darunter 4 
Offiziere und 1 Major nach Konin gebracht worden, ge 
litten haben ſowohl die Ruſſen wie die Aufſtändiſchen. Von Letzteren 
iſt Mielenski ſchwer, ein Unteranführer Callier leichter verwundet. — 
Den Polen ſind faſt alle Ausrüſtungsgegenſtände genommen worden. 

(Pol. Z.) 

2 Skalmierzyee, 23. März. [Niederlage der Ruſſen. 
— Fürſt Wittgenſtein gefangen] Ich hatte ſoeben den Beſuch 
zweier ruſſiſcher Offiziere aus der Garniſon Kaliſch, die mir erzählen, 
daß es vorgeſtern bei Konin ſcharf hergegangen ſei. Sie verhehlen 
nicht, daß ihrerſeits der Verluſt empfindlich geweſen ſei, vier 
Offiziere und 18 Gemeine ſeien gefallen, ohne der vielen Verwun⸗ 
deten zu erwähnen; die Polen ſollen tapfer gefochten und nur geringe 
Verluſte erlitten haben. Heute Früh if Verſtärkung aus Kaliſch 
nach Konin abgegangen und zwar unter perſönlicher Führung des 
Generals Brunner. Man ſieht einem harten Kampfe mit aller Ge: 
wißheit entgegen. 

Nachſchrift. Noch vor Schluß der Poſt bin ich im Stande, 
Ihnen eine weitere wichtige Nachricht, das vorerwähnte Treffen an⸗ 
langend, zu geben, die dahin geht, daß Fürſt Wittgenftein, ruf: 
ſiſcher General, verwundet und von den Inſurgenten ge⸗ 
fangen genommen worden iſt. Dieſe Nachricht erhalte ich ſoeben 
durch einen aus der koniner Gegend hier durchpaſſtrenden Reiſenden, deſſen 
Authenticität nicht in Frage zu ſtellen iſt; ebenſo erfahre ich durch diefen, 
daß nicht achtzehn, ſondern über 60 Ruſſen bei Konin gefallen ſind. 


(Auch die voranſtehende Nachricht der „Poſ. Ztg.“, der man eine Par⸗ 
tellichkeit zu Gunſten der Inſurgenten nicht vorwerfen kann, läßt eine 
entſchiedene Niederlage der Ruſſen mit Sicherheit annehmen. 
Die Red.) ’ 

Skalmierzyce, 24. März. [Langiewiez. — Explo⸗ 
fion. — Inſurgenten⸗-Transport.] Wie in den verſchiedenen 
polniſchen Blättern, welche in Kaliſch geleſen werden, die Thatſache, 
daß Langiewiez in Tarnow internirt ſei, entſchieden beſtritten wird, fo 
finde ich die Meinung jener Blätter auch in einem Artikel Ihres ge: 
ſtrigen Mittagsblattes vertreten, und muß derſelben um fo mehr mich 
anſchließen, als dieſe durch zwei Briefe, welche geſtern in Kaliſch ein 
gingen, beſtätigt wird. In dieſen Briefen, vom 20. März datirt, 
welche an Eltern von Söhnen, die im Corps des Langiewicz fechten, 
gerichtet ſind und die mein Gewährsmann ſelbſt geleſen, wird mit aller 
Beſtimmtheit verſichert, daß Langtewiez ſich wohlbehalten auf pol: 
niſchem Boden befinde; er habe ſich mit einem Theil ſeines Corps 
tiefer nach Polen hineinbegeben, um feinen Operationsplan zu ändern. 
Dagegen habe einen feiner Abtheilungsführer das Loos getroffen, was 
man von Langiewicz glaubte. (Wir machen darauf aufmerkſam, daß 
die Briefe vom 20. März datiren, an welchem Tage der Uebertritt 
Langiewicz's noch nicht unter den Inſurgenten bekannt war. D. Red.) 
— Geſtern Abend wurden die Einwohner von Kaliſch durch einen 
furchtbaren Knall in großen Schrecken verſetzt, und das Militär 
alarmirt. Bei Nachforſchung nach der Urſache fand man in den ſo⸗ 
genannten Brodtbänken ein böllerartiges Geſchoß. Die Urheber⸗ 
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ſchaft iſt bisher unbekannt geblieben. In Folge dieſes Vorfalles ift 
das Gebot, wonach nach 7 Uhr Abends nur mit Laterne, nach 9 Uhr 
aber gar nicht mehr auszugehen erlaubt war, dahin verſchärft worden, 
daß nach 7 Uhr Niemand mehr auf der Straße ſich ſehen laſſen darf. 
— Die Geſammtbeſatzung von Kaliſch beſteht augenblicklich aus kaum 
mehr als 150 Grenzſoldaten, ſämmtliche übrigen Truppen ſind nach 
Konin ausgerückt. — So eben, 2 Uhr Nachmittag, paſſirt wieder ein 
kleiner Inſurgententrupp unter ruſſiſcher Begleitung an meinen 
Fenſtern vorüber, welcher dem Landraths-Amt in Oſtrowo überliefert 
wird. Sie ſind ſämmtlich aus unſerer Provinz. 

* Krakau, 24. März. [Langiewiez und das Central⸗ 
Comité.] Der „Czas“ vom heutigen Tage conſtatirt nun die Ger 
fangennahme des Dictatord; er wollte ſich über Galizien nach dem 
Lubelsk iſchen begeben, wurde aber auf der Grenze ſelbſt erkannt, 
von einem öͤſterreichiſchen Offizier verhaftet, bis zum 22. d. M. in 
Tarnow zurückgehalten, dann nach dem krakauer Caſtell gebracht. 
Die Leitung des Aufſtandes wurde nun unverzüglich von dem ehema⸗ 
ligen nationalen Centralcomité, welches fi) wieder zur proviſoriſchen 
Regierung conſtituirte, übernommen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 24. März, Nachm. 3 Uhr. Die Iproz. eröffnete zu 69, 30, wid 
auf 69, 25, ſtieg auf 69 50 und ſchloß in feſter Haltung zur Notiz. 
von Mittags 12 Uhr waren 92% eingetroffen. Schluß Co urſe: 
Rente 69, 55. 4brz. Rente 96, 25. Italieniſche öprz Rente 70, 95. 3pri. 
Spanier 494. [proz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 508, 
75. Credit-mobilfer⸗Attien 1290, —. Lombard. Eiſenbahn⸗Attien 595, —, 
Defterr, Credit⸗Aktien —. 

London, 24. März, Nachm. 3 Uhr. Silber 617. Wetter ſchön. — 
Conſols 92%. Iproz. Spanier 46%. Mexikaner 31%. Sardinier 83%, 
zproz. Ruſſen 94. Neue Ruſſen 94%. — Hamburg 3 Monat 13 Mk. 
Sch., Wien 11 Fl. 50 Kr. 

In Newyork war am 14. d. Mis. der Wechſel⸗Cours auf London 177%, 
Goldagio 59%, Baumwolle 85% ; Mehl feſt, Weizen beſſer. 7 

Wien, 24. März, Mitt. 2 uhr 30 Minuten, Börſe ſehr feſt. dura 
Metall. 75, 30. 4 proz. Metall. 66, —. 1854er Looſe 92, 75. Banks 
Altien 797. Nordbahn 186 50. National⸗Anleihe 81, 10. Staats⸗Eifenb. 
Attien⸗Cert. 227, — _ Greditaftien 212, 10. London 112, 90. Hamburg 
84, 90 Paris 44, 65. Gold —, —. Silber —, —. Böhmiſche Weſt⸗ 
babn 182, 10 c Eiſenbahn 269, — Neue Looſe 136, 70, 

“60er Looſe 94, — 

Frankfurt a. M., 24. März, Nachm. 2 Uhr 30 M. Mit Ausnahme von 
öfterr, Kredit⸗Aktien waren Fonds u. Aktien begehrter. Böhm. Weſtbahn 71%. 
Finnländiſche Anleihe 9174 — Schluß Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 
143%. Wiener Wechſel 104. Darmſt. Bankaktien 243. Darmſt. Zettel⸗ 
Bank 258. proz. Met. 64%. Hane. Met. 57%, 1854er Looſe 79%, 
Oeſterr. National⸗Anleihe 70. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 238. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 829. Oeſterr. Credit⸗Aktſen 220. Neueſte öſterr. 
Anleihe 84. Oeſterreich. Eliſabet⸗Bahn 131, Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 131%. 

Hamburg, 24. März, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Börfe feſt. — 
gun. Anleihe 90%. — Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 70 Oeſterr. 

redit⸗Attien 93. Vereinsbank 103%, re Bank 106%, Rhei⸗ 
niſche 99%, Nordbahn 64%. Disconto 24—3, Wien 86, 75. Peters⸗ 
burg 31%. 

Hamburg, 24 März [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, ab aus⸗ 
wärks obne Geſchäft. Roggen !oco unverändert, ab Königsberg pr. April⸗ 
Mai zu 73 verkäuflich. Del pr. Mai 32%, pr. Okt. 30 % — 4. Kaffee feſt. 
2000 Sack loco verkauft. 

Liverpool, 24. März. 4000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe feſt. 

Berliner Börse vom 24. März 1863. 


[Baumwolle.] 


Fonds- und. Geld- Course. — 5 — 

Freiw. Stants-Anleihej44, 10 1% ba Oberschles. B.. 7 ½147% d 

Slagte-Anl. v. 1880, 62) 4 | . 5 dito . 85 160% 4 168%, ba. 
dito 1864, 58A. 57 4 101 ba. dito Prior A...| — 99 B. 
dito 188604½ 101% ba. dito Prior B. . — 387 ½ B. 
dito 1853] 4 99% dito Prior O. — 4055 0 
dito 1509| 5 [1004 bz dito Prior B.. — | 4 6% & 

Stasts-Schuld-Bch. . . 43 1206 5 dito Prior E. . — 3% 88 va 

Präm.-Anleihe v. 188603 % 120% bz dito Prior F. * 101½ @. 

Berliner Stadt-Obl. 4% 102% bz. Oppeln-Tarnow, 62 4 62%, bei 

Kur. u. Noumärker|3 1018 br. Prinz-W. (St.- V.) 463% ba. 

* 3 x 10 1 B e Sk : : — — 

— ir t.) P. Ya . 

] dito neue 7 16% ba. 2440 f. — e 

3 Posenscho . 4 —— — dito III. Em. — wu bz. 

2 dito e Rhein-Nahebahn | — 327 ba 

dito neu 96% B Ruhrort-Orofeld . 7103 90 J. 

Schlesische....... 25 94 % G. Starg.- Posener. 31110744 ba 

2 (Kur- u. Noumärker 994 b. Thüringer 6% 122% dz. 

2 Pommersche 4 109%, br Wilhelms Bahn. — | 4 [66% a 674, br 

& | Posensch® ....... | 4 |97%% bz. ito Prior — | 4 |, @. 

ä Preussische 4 99½ 6. dito III. Em. 97% ba. 

3 Westf, u. Rhein.. 4 99% @. dito Prior St. | — 15 94% bu. 

3 Sächsische . .. 4 100. G dito dito 87% 5. 

* * Tre 4 1997 a - 

Louisdor u.» — = 

Goldkronen .. 10. 6% @ Preuss. u. reg Astien. 

Ausländische Fonds, 1861| F. 

Oesterr. Metall . . . 6 62 ½ bz — — 13 un - 164% bra 8 
dito SAr Pr.-Anl....| 4 52 bz. Berl. W.-Grod.-G. — N ein * 
dito naue 100 f.-L. — 60% by u .|| Bräunschw.Bank| 4 | A 182%, etw. ba. 
dito Nat. Anleihe, 5 12 a 724, ba —— the 
dito Bankn, n. Whr.| - 897, b Coburg. Credit A. 496 ½% . 

Russ.-engl. Anleihe .. 5 27 6. Darmat. Zettel-B.| 85 4 104 ½ B. 
dito 5. Anleihe .. 4 bu u. d. Darmst. Credb. A. 5 | A |%5 494% bau B. 
dito poln, Sch.-ObL| 4 3 ½ bz u B. Dess, Oreditb. A. — | 4 |8 bz.u.B 

poln. Pfandbriefo | AI— — — Disc.-Om.-Anthi 6 490 8 n 58 
dito III. Em... 4 190 4 4 % bz Genf, Creditb 7 2146 4 kan 

poln. Obl. 4 500 EI. 4 01% Geraer Bank . 64 4 % 6. 
dito 4 300 FL..| 5 |92 na Hamb.Nord.Bank| 5. 4 100° 
d:to & 200 Fl.. 123%, G. Vor.-Bank 4 103 a. 

poln. Banknoten Haunov. 1 ** 4100 B. 

e 1 — 810 B. Leipziger „3% 488 B. - 

Baden 38 El. . .: [-BB1% B Luxembre, „ | 1014 [103% @ 

Astten- Course. Magd: Priv. 1 9 — 

Div. Z. Moin. Oroditb. A. 4 |97 ba. 

18810 F.. Dinseva Bewk.A. — 5 |35%, bz. 
ach Blend.) 40 t 0. Pon. ProveBank| Bil a 97 8. „ 
Aach,-Mas! . 5 3 
Amst.- Rotterdam| 8e 4 be. S eee, 

Berg. Märkische 5 4 107, ba. L — 

Berlin. Anhalter 8½ A 147½ 4 148 bz. 

Berlin-Hamburg. | 6 4 1224, bz. 

Berl.-Poted.-Mgd.| 114 183% br 


Franz. St.-Eigenb. 
Ludw.-Boxbach . 
Magd.-Halberst. . 22 
Magd.-Wittenbrg.] 174] 4 65% be u. B. 
Mainz.-Ludw. A. | 7 [4/1 8 
Mecklenburger. . | 2% 
Münster-Hammer| 4 
Neisse-Bricgor .. | 3% 
Niederschlea .... A 
N.-Schl. Zweigb. | 1% 
Nordb. (Er.-W.) 
dito Prior ...- 
O)nrschles, A. 


Berlin-Stettiner . 7 1140 ba. 
Breslau-Freibrg. 4176 ba. 
Cöln-Mindener ., = 3141180 ba. 


4 05% u. % ba. Ser 
7 rs L168 b., la 
Thlr. nach Van hoch⸗ 

ez. — 


Thlr., Futterwaare 40—43 Thlr. — Rüböl loco 
15% Thlr. bez., März 15% Thlr. Br., März⸗April 15% Thlr. Br., April⸗ 
15% a0 Be, J., 2 G 1 W al 14% Sole Be, 
17 „ un r. . r uni⸗Ju r. Br., 
1 Thlr. Old, Sepibr. Oltbr. 141874 —14 Thlr. bez, Br. 


. — Spiritus loco ohne Faß 
bez., März und März⸗April 14% Thlr. bez., Br. und 0 5 
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